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Der Rat der Deutschen Gesellschaft für Internationales Recht hat auf seiner Sitzung am  
17.11. 2023 beschlossen:  
 
„Das Massaker, das die Hamas am 7. Oktober im Süden Israels verübt hat, und der Krieg 

zwischen Israel und der Hamas, der in kürzester Zeit auf beiden Seiten zu zahlreichen Toten 

und noch mehr Verletzten geführt hat, sind erschütternd. Der Rat der Deutschen Gesellschaft 

für Internationales Recht unterstreicht die Bedeutung der Einhaltung des Völkerrechts und 

den Schutz der Zivilbevölkerung. Im Einzelnen bedeutet das: 

 

1. Das verbrecherische Massaker der Hamas ist als Verstoß gegen grundlegende 

Menschenrechte und humanitäres Völkerrecht zu verurteilen und durch nichts zu 

rechtfertigen. 

2. Die Hamas ist verpflichtet, alle von ihr gehaltenen Geiseln bedingungslos 

freizulassen; bis dahin trägt sie die Verantwortung für ihr Leben, ihre Unversehrtheit 

und ihre Versorgung. 

3. Im Rahmen seiner Selbstverteidigung ist Israel verpflichtet, seine Angriffe auf den 

Gazastreifen insgesamt im Rahmen der Verhältnismäßigkeit zu halten.  

4. Bei der militärischen Auseinandersetzung sind alle Seiten  dazu verpflichtet, die 

Maßgaben des humanitären Völkerrechts zum Schutz von Zivilpersonen und 

geschützten Objekten, insbesondere Krankenhäusern, einzuhalten. 

5. Zur Versorgung der Bevölkerung müssen beide Seiten im Rahmen der Resolution 

2712 (2023) des UN Sicherheitsrats, solange die bewaffneten Auseinandersetzungen 

andauern, längere Pausen und die Bereitstellung von Korridoren ermöglichen. 

6. Nach einem Waffenstillstand muss die Bevölkerung zurückkehren können und Gaza 

wieder aufgebaut werden. Langfristig muss auf eine friedliche Lösung des 

Nahostkonflikts hingewirkt werden, die mit dem Völkerrecht und insbesondere dem 

Selbstbestimmungsrecht aller beteiligten Parteien vereinbar ist.“ 
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